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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1041. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 2. Februar 20241: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 1/2024 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
 
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
3. Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsdaten 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 3/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 
 
 

6. Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts (StARModG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 20/24 
Drucksache 20/1/24 
 

Zustimmung zur Nicht-Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 20/1/24.  
Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffer 2. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 20/2/24 (VA-Anrufung). 

 
 
 

  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



 

7. Gesetz zur Verbesserung der Rückführung (Rückführungsverbesserungsgesetz) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 21/24 
Drucksache 21/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß 
Empfehlungsdrucksache 21/1/24. 
Zustimmung zur Entschließung ohne die Ziffern 3 bis 5. 

 
 
 

8. Gesetz über die Polizeibeauftragte oder den Polizeibeauftragten des Bundes beim Deut-
schen Bundestag (Polizeibeauftragtengesetz - PolBeauftrG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 22/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 22/1/24 (Entschließung). 

 
 
 

9. Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2118 im Hinblick auf die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht 
und zur Änderung anderer versicherungsrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. 
Artikel 106 Absatz 2 Nummer 1,  
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 GG 
Drucksache 6/24 
Drucksache 6/1/24 
 

Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 6/1/24. 
 
 
 

10. Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur Vermeidung kurzfristig 
auftretender wirtschaftlicher Härten für den Ausbau der erneuerbaren Energien 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 7/24 
Drucksache 7/1/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
Zustimmung zur Nicht-Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 7/1/24. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 7/2/24 (ersetzt Entschließung). 

  



 

14. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch -  
Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 629/23 
Drucksache 629/1/23 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 629/1/23. 
Übereinkunft zur Beauftragten-Bestellung gemäß Ziffer 2. 

 
 
 

15. a) Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 28/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

15. b) Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleunigung der Asylgerichtsverfahren  
und Asylverfahren 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 29/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

15. c) Entschließung des Bundesrates zur Reform des Asylrechts 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 30/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

  



 

15. d) Entschließung des Bundesrates "Zurückweisungen an der Binnengrenze" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 31/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

15. e) Entschließung des Bundesrates "Zentrale Bundesausreisezentren an den großen 
Flughäfen" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 32/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

15. f) Entschließung des Bundesrates zur Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunfts-
staaten 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 33/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

15. g) Entschließung des Bundesrates "Deutschland braucht eine realistische Integrations-
grenze" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 34/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

17. Entschließung des Bundesrates zum Schutz der bäuerlichen Rinderhaltung 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 638/23 
Drucksache 638/1/23 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
638/1/23. 

  



 

18. Entschließung des Bundesrates zum 2024 vorgesehenen Bericht der Europäischen 
Kommission über die Bewertung und Überprüfung gemäß Artikel 97 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 639/23 
Drucksache 639/1/23 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
639/1/23 ohne Buchstabe b. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 
 

19. Entschließung des Bundesrates "Eindämmung der Leiharbeit in der Pflege" 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 214/23 
Drucksache 214/1/23 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 1 (neue Fassung) der 
Empfehlungsdrucksache 214/1/23. 

 
 
 

21. Entschließung des Bundesrates "Antisemitismus effektiv bekämpfen - Existenzrecht 
Israels schützen" 

Antrag der Länder Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein 
Drucksache 647/23 
Drucksache 647/1/23 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 647/1/23 
ohne Ziffer 3. 
Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 647/3/24. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 
 

22. Entschließung des Bundesrates: Aberkennung der Staatsangehörigkeit für antisemiti-
sche Straftäter und Hetzer 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 35/24 
 

Ausschusszuweisung.  



 

23. Entschließung des Bundesrates zur Vereinfachung und Beschleunigung des verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Drucksache 648/23 
Drucksache 648/1/23 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 und 2 
der Empfehlungsdrucksache 648/1/23. 
Keine Zustimmung unverändert. 
Keine Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 
 

24. Entschließung des Bundesrates - "Bürokratielasten für den Mittelstand abbauen" 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 10/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

27. Entwurf eines Gesetzes zur Neustrukturierung des Bundespolizeigesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 672/23 
Drucksache 672/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 672/1/23 ohne die Ziffern 2 und 12. 
 
 
 

29. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 674/23 
Drucksache 674/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 674/1/23. 
 
 
 

  



 
31. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2065 des Euro- 

päischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für 
digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG sowie zur Durchführung 
der Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
20. Juni 2019 zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von 
Online-Vermittlungsdiensten und zur Änderung weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 676/23 
Drucksache 676/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 676/1/23 ohne die Ziffer 10. 
 
 
 

32. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Postrechts (Postrechtsmodernisie-
rungsgesetz - PostModG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 677/23 
Drucksache 677/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 677/1/23 ohne die Ziffern 4, 8, 9, 14 bis 
16, 21, 22, 28, 31 und 41. 

 
 
 

34. Agrarpolitischer Bericht der Bundesregierung 2023 

gemäß § 4 Landwirtschaftsgesetz 
Drucksache 586/23 
Drucksache 586/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 586/1/23 ohne die Buchstaben e) bb),  
e) ee), e) ff) und e) ll). 

 
 
 

36. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 92/106/EWG des Rates im Hinblick auf einen Unterstützungsrahmen für 
den intermodalen Güterverkehr und der Verordnung (EU) 2020/1056 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Berechnung der Einsparungen bei 
externen Kosten und die Erhebung aggregierter Daten 
COM(2023) 702 final; Ratsdok. 15200/23 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 644/23 
zu Drucksache 644/23 
Drucksache 644/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 644/1/23.   



 

37. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen 
Monitoringrahmen für widerstandsfähige europäische Wälder 
COM(2023) 728 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 660/23 
zu Drucksache 660/23 
Drucksache 660/1/23 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 660/1/23 ohne Ziffer 11. 
 
 
 

40. Zwölfte Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 642/23 
Drucksache 642/1/23 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Empfehlungsdrucksache 642/1/23 
ohne die Ziffern 4, 9 und 16. 

 
 
 

43. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Mindestbesichtigungsquote und zur quotenbeglei-
tenden Datenübermittlung an die Bundesfachstelle für Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit nach § 24 Nummern 1 und 2 des Gesetzes über die Durchführung von Maßnah-
men des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes der Beschäftigten bei der Arbeit (MBQVwV) 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 622/23 
 

Zustimmung zur Verwaltungsvorschrift. 
 
 
 

46. Vorschlag des Bundesministers der Justiz für die Ernennung des Generalbundes- 
anwalts beim Bundesgerichtshof 

gemäß § 149 GVG 
Drucksache 12/24 
 

Zustimmung zum Bennennungsvorschlag. 
 
 

  



 

48. Entschließung des Bundesrates "Änderung des Bürgergeldes" 

Antrag des Freistaates Bayern 
Geschäftsordnungsantrag des  
Freistaates Bayern 
Drucksache 649/23 
Drucksache 649/1/23 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
 
 
 

49. Entschließung des Bundesrates "Kürzungen des Bundes im Agrarsektor vollständig 
zurücknehmen und für spürbare Entlastungen sorgen" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 42/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

50. Entschließung des Bundesrates "Umsetzung eines Klimageldes zur Entlastung von 
Privatpersonen von steigenden CO2-Preisen" 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
und Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 38/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

51. Entschließung des Bundesrates "Verbesserung der Rahmenbedingungen für den 
Offshore-Sektor als Säule der Energiewende" 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 39/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

  



 

52. Entschließung des Bundesrates: Rahmenbedingungen für die Umsetzung der Ausbau-
ziele für Windenergie auf See optimieren 

Antrag der Länder Niedersachsen, 
Bremen und Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 49/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

55. Entschließung des Bundesrates "Agrarwirtschaft im Dialog nachhaltiger und krisen-
fester gestalten" 

Antrag der Länder Mecklenburg- 
Vorpommern, Niedersachsen, Saarland 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 50/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

56. Entschließung des Bundesrates zum 2. Jahrestag des russischen Angriffskriegs  
gegen die Ukraine 

Antrag der Länder Mecklenburg- 
Vorpommern, Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,  
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Bremen, 
Hamburg, Brandenburg und Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 51/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 
 
 

  



 

57. Entschließung des Bundesrates "Entlastung der Pendlerinnen und Pendler von stei-
genden Fahrtkosten und CO2-Preisen durch eine Erhöhung der steuerlichen Entfer-
nungspauschale" 

Antrag des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 52/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

58. Entschließung des Bundesrates zur Erhöhung der Gräberpauschalen 

Antrag des Freistaates Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 53/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 

59. Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 
(Haushaltsgesetz 2024 - HG 2024) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 54/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 54/1/24. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 54/2/24. 

 
 
 

60. ... Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 55/24 
 

Keine Zustimmung zum Plenarantrag (VA-Anrufung) in Drucksache 55/1/24. 
 



Umdruck 1/2024 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1041. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 2. Februar 2024, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 1, 2, 4, 5, 11 bis 13, 16, 20, 25, 26, 28, 30, 33, 35, 38, 39, 41, 42, 44, 45, 47, 53, 
54 und 61 der Tagesordnung der 1041. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 2. Februar 
2024, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschlie-
ßen: 

I. 

Dem Gesetz zuzustimmen:  

1. Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes zum Chemiewaffenübereinkom-
men sowie außenwirtschaftlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 74 Absatz 1 Nummer 25 
i.V.m. Artikel 74 Absatz 2 GG 
Drucksache 1/24 
Ausschussbeteiligung - AA - 

II. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

2. Gesetz zur Änderung des Agrar- und Fischereifonds-Informationen-Gesetzes und 
des Tierarzneimittelgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 2/24 
Ausschussbeteiligung - AV - 

4. Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens (Digital-Gesetz 
- DigiG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 4/24 
Ausschussbeteiligung - G - 



5. ... Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 5/24 
Ausschussbeteiligung - In - Fz - 

11. Gesetz zur Änderung der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes zu Füll-
standsvorgaben für Gasspeicheranlagen und zur Anpassung weiterer energiewirtschaftli-
cher Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 23/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

12. Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 184 der Internationalen Arbeitsorganisation vom  
21. Juni 2001 über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 8/24 
Ausschussbeteiligung - AIS - 

13. Gesetz zu den Änderungen vom 18. Mai 2023 des Übereinkommens vom 29. Mai 1990 
zur Errichtung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 9/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 



III. 

Die Entschließung zu fassen:  

16. Entschließung des Bundesrates: Tierschutz stärken - Onlinehandel mit Wirbeltieren 
stärker reglementieren 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
Drucksache 628/23 
Ausschussbeteiligung - AV - U - 

IV. 

Die Entschließung nach Maßgabe der in der Empfehlungsdrucksache wiedergegebenen Ände-
rung zu fassen:  

20. Entschließung des Bundesrates "Für eine von Humanität und Rechtsstaatlichkeit ge-
prägte Asyl- und Migrationspolitik" 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Drucksache 646/23 
Drucksache 646/1/232 
Ausschussbeteiligung - In - AIS - FJ - 

- Fz - 

                                                           
2-In, FJ und Fz empfehlen, die Entschließung ohne Änderungen zu fassen. 



V. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stel-
lungnahmen abzugeben:  

25. Entwurf eines Gesetzes über die Digitalisierung des Finanzmarktes (Finanzmarktdigita-
lisierungsgesetz - FinmadiG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 670/23 
Drucksache 670/1/23 
Ausschussbeteiligung - Fz - R - Wi - 

30. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des DWD-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 675/23 
Drucksache 675/1/233 
Ausschussbeteiligung - Vk - In - 

VI. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

26. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesschuldenwesengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 671/23 
Ausschussbeteiligung - Fz - In - R - 

                                                           
3-Vk empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



28. Entwurf eines Gesetzes über die Lehrverpflichtung des hauptberuflichen wissen-
schaftlichen Personals an Hochschulen des Bundes und zur Änderung weiterer 
dienstrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 673/23 
Ausschussbeteiligung - In - FJ - K - 

33. Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 12. März 2019 zur Gründung des 
"Square Kilometre Array"-Observatoriums 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 678/23 
Ausschussbeteiligung - K - 

VII. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdruck-
sache wiedergegeben sind:  

35. a) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Einführung eines hauptsitzbasierten 
Steuersystems für Kleinstunternehmen, kleine und mittlere Unternehmen sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
COM(2023) 528 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 539/23 
zu Drucksache 539/23 
Drucksache 539/1/234 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - Wi - 

                                                           
4-Wi empfiehlt Kenntnisnahme. 



b) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verrechnungspreisgestaltung 
COM(2023) 529 final; Ratsdok. 12954/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 580/23 
zu Drucksache 580/23 
Drucksache 539/1/235 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - Wi - 

c) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Schaffung eines Rahmens für die Unter-
nehmensbesteuerung in Europa (BEFIT) 
COM(2023) 532 final; Ratsdok. 12965/23 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 634/23 
zu Drucksache 634/23 
Drucksache 539/1/235 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - Wi - 

38. a) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaf-
fung eines Unionskodexes für Humanarzneimittel und zur Aufhebung der Richtlinie 
2001/83/EG und der Richtlinie 2009/35/EG 
COM(2023) 192 final; Ratsdok. 8759/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 452/236 
zu Drucksache 452/23 
Drucksache 452/2/23 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - G - 

- Wi - 

                                                           
5-Wi empfiehlt Kenntnisnahme. 
6-Wiederaufnahme der Beratungen in EU und G. 



b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Fest-
legung der Verfahren der Union für die Zulassung und Überwachung von Hu-
manarzneimitteln und zur Festlegung von Vorschriften für die Europäische Arzneimit-
tel-Agentur, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1394/2007 und der Verordnung 
(EU) Nr. 536/2014 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 726/2004, der Ver-
ordnung (EG) Nr. 141/2000 und der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 
COM(2023) 193 final; Ratsdok. 8758/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 453/237 
zu Drucksache 453/23 
Drucksache 453/2/23 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - G - 

- Wi - 

VIII. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

39. Verordnung zur Änderung der GAP-Ausnahmen-Verordnung und zur Entfristung der 
Verordnungen über außergewöhnliche Anpassungsbeihilfen für Erzeuger in bestimmten 
Agrarsektoren 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 679/23 
Ausschussbeteiligung - AV - 

42. Zweite Verordnung zur Änderung der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsver-
ordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 657/23 
Ausschussbeteiligung - Wi - U - Vk - 

                                                           
7-Wiederaufnahme der Beratungen in EU und G. 



IX. 

Der Verordnung zuzustimmen und die in der Empfehlungsdrucksache angeführte Entschließung 
zu fassen:  

41. Verordnung zur Änderung vergaberechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 626/23 
Drucksache 626/1/238 
Ausschussbeteiligung - Wi - Wo - 

X. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

44. a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Arbeitsgruppe "Erwachsenen-bildung" im Rahmen der Offenen 
Methode der Koordinierung zu einem strategischen Rahmen für die europäische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung mit Blick auf 
den europäischen Bildungsraum und darüber hinaus (2021-2030) ("ET 2030") 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. 
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 26/23 
Drucksache 26/1/23 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

                                                           
8-Wi empfiehlt Zustimmung und keine Entschließung. 



b) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Experten-Arbeitsgruppe "Brücken bauen: Stärkung der multip-
len Rollen von Bibliotheken als Zugänge zu und Vermittler von kulturellen Werken, 
Kompetenzen und europäischen Werten" im Rahmen des Arbeitsplans Kultur (2023-
2026) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. 
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 584/23 
Drucksache 584/1/23 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

45. Benennung eines Mitglieds für das Kuratorium der Museumsstiftung Post und  
Telekommunikation 

gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3 und 4 sowie Absatz 2 PTStiftG 
Drucksache 665/23 
Drucksache 665/1/23 
Ausschussbeteiligung - K - 

53. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Verwaltungsrates der  
Filmförderungsanstalt 

gemäß § 6 Absatz 4 FFG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 40/24 
 

54. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 44/24 
 



61. a) Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der 
Europäischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. 
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 15/24 
 

b) Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der  
Europäischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. 
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 16/24 
 

XI. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und 
einem Beitritt abzusehen: 

47. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 11/24 
zu Drucksache 11/24 
Ausschussbeteiligung - R - 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Regel 
gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung durch 
den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder nicht zu-
stimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim Deut-
schen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Entschlie-
ßung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder be-
schließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen sind 
rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Lände-
rinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommission 
direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung kann 
der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versagen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kompeten-
zen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvorschrift 
mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder sei-
nen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennumme-
rierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige Empfeh-
lung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese wer-
den ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfolgende 
in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, kann 
ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt dann in der 
Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hinweise 
zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-ple-
num/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/doku-
mente/dokumente-node.html abrufbar.  

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html


Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1041. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1041/download/1041-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1041/download/1041-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

